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Jur Friedͤhoffrage. 


Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 


Es iſt nicht zu leugnen, daß fo manche Zweige der politiſchen 


Adminiſtration vermöge ihrer eigenartigen Weſenheit an und für ſich, 
der Art und Weiſe ihrer bisherigen Behandlung, dann zufolge der 
völlig veränderten neueren Geſetzgebung, namentlich aber der Theilung 
der Verwaltung in die ſtaatliche und autonome vielfachen Anlaß zu 
Competenzconſlicten bieten und bei der praktiſchen Durchführung der 
Geſetze und ihrer Anwendung mannigſache Schwierigkeiten verurſachen. 
Hiezu gehört in erſter Linie die Friedhoffrage. 

Bei Beleuchtung derſelben wird es ſich empfehlen, den Stand 
der früheren und dermaligen Geſetzgebung darzulegen, die verſchiedenen 
Anſchauungen einander gegenüber zu ſtellen, welche den Entſcheidungen 
der Centralſtellen, nämlich der Miniſterien des Innern und für Cultus 
und Unterricht, ſowie des Reichsgerichtes und Verwaltungsgerichtshofes 
zu Grunde gelegt wurden, um ſchließlich beurtheilen zu können, ob 
ſich diesfalls eine der Natur des Gegenſtandes entſprechende ſichere 
Judicatur herausgebildet hat, oder ob ſich etwa die Nothwendigkeit einer 
weiteren geſetzlichen Regelung, wie von einigen Seiten behauptet wird, 
herausſtellt. 

Es ſoll nicht Aufgabe dieſer Abhandlung ſein, alle einſchlägigen, 
namentlich die ſanitätsfachmänniſchen Verhältniſſe und Normen zu prüfen 
und zu beleuchten, es ſoll vielmehr nur ſichergeſtellt werden, was 
Rechtens ſei hinſichtlich der Errichtung, Erhaltung und Auflaſſung der 
Friedhöfe, wer zur Entſcheidung competent ſei und wer die Koſten zu 
beſtreiten habe. 

Vor Allem muß man das Sanitätsgeſetz vom Jahre 1870 in 
das Auge faſſen, welches durch den Ausſpruch: „Die dem ſelbſtändigen 
Wirkungskreiſe der Gemeinden durch die Gemeindegeſetze zugewieſene 
Geſundheitspolizei umfaßt insbeſondere die Errichtung, Inſtandhaltung 
und Ueberwachung der Leichenkammern und Begräbnißplätze“ ) zur 
weiteren Erörterung dieſer Angelegenheit den Anſtoß gab und zu den 
verſchiedenartigſten Auslegungen und Schlußfolgerungen führte. 


8 3, ü. d des Gefeges vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, 
betreffend die Organiſation des öffentlichen Sanitätsdienſtes. 


Von einer Seite wird behauptet, durch das Sanitätsgeſetz ſei die 
Errichtung von Friedhöſen und die Handhabung der ſanitätspolizeilichen 


Vorſchriften über Begräbniſſe ein rein ſanitätspolizeilicher Gegenſtand, 
eine communale Angelegenheit geworden, die eigentlich kirchliche Frage 


ſei bei Seite geſchoben und es müſſe ſogleich die Löſung des dermalen 
beſtehenden „Verhaltniſſes zu den Pfarren“ angebahnt werden. 

Bei Friedhöfen, die nur Einer Gemeinde zu dienen haben, ſei 
die Behandlung des Gegenſtandes nicht ſchwierig. Dieſe Fälle ſeien 
aber die ſeltenen und werden nur bei Errichtung von Communalfried⸗ 
höfen größerer Städte vorkommen. 

Schwierigkeiten ergäben ſich in jenen häufigen Fällen, wo Fried—⸗ 
höfe von Pfarrgemeinden, die aus mehreren Gemeinden oder Theilen 
von ſolchen beſtehen, im Wege der Concurrenz errichtet, umgelegt oder 
erweitert werden müſſen. 


Da der ſelbſtändige Wirkungskreis einer Gemeinde nur jene 


Agenden umfaßt, die das Intereſſe derſelben allein berühren und inner⸗ 


halb deren Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und durchgeführt 
werden können, ſo müſſe die im Sanitätsgeſetze 2) in Ausſicht genommene 
Regelung ſolcher Concurrenzverhältniſſe durch die Landesgeſetzgebung 
abgewartet werden und inzwiſchen ſei eine derartige Angelegenheit durch 
die Jugerenz der politiſchen Behörden nach den hiefür geltenden geſetz— 
lichen Vorſchriften auszutragen. Bei Auſtheilung der Concurrenzbeiträge 
würde ſich ein analoges Vorgehen wie bei Errichtung von Leichen— 
kammern empfehlen, die als locale ſanitätspolizeiliche Maßregeln 
anzuſehen und wofür die Koſten im Concurrenzwege zu bedecken ſeien ). 

Andere meinen, das Sanitätsgeſetz könne nur in dem einſchränken⸗ 
den Sinne verſtanden werden, den ſeine Aufſchrift andeutet. Es organiſire 
nur den Dienſt in öffentlichen Sanitätsangelegenheiten und enthalte 
keine Beſtimmungen über den Wirkungskreis und Inſtanzenzug der 
Sanitätsverwaltungsorgane, über Sanitätsanſtalten, deren Zwecke, Eigen⸗ 
thum, Errichtungs⸗, Erhaltungs- und Concurrenzpflicht. Hier handle es 
ſich nur um ein Gebiet der der Gemeinde zugewieſenen Geſundheitspolizei. 
Die Thätigkeit jeder Polizei ſei aber nur dahin gerichtet, fürzuſorgen, 
daß die zur Erhaltung und Förderung des allgemeinen Wohles durch 
die Geſetze oder Localintereſſen gebotenen Anſtalten und Einrichtungen 
beſchafft und jeder Störung desſelben vorgebeugt, ſowie bei eingetretener 
Störung die Wiederherſtellung geleiſtet werde. 

Anſtalten und Einrichtungen werden nicht von der Poltzei 
unmittelbar hergeſtellt, ſondern ſie treffe nur die Veranlaſſung, daß ſie 
von Denjenigen eingeführt werden, welche dazu geſetzlich verpflichtet 
ſind. In dieſem Sinne ſei das Sanitätsgeſetz aufzufaſſen. Es habe die 
Gemeinde als Sanitätspolizeiorgan darauf zu ſehen, daß Leichenkammern 
und Begräbnißplätze in geſetzlich entſprechender Weiſe vorhanden ſeien. 


8 5 des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68. 
Hofkanzleidecrete vom 17. December 1840, Z. 38.407, und 23. April 
1845, 8. 12.427. 


Hierauf zu dringen, haben fie das Recht und die Pflicht und ihre 
diesfälligen Verfügungen gehören in ihren ſelbſtändigen Wirkungskreis. 

Daß aber die der Gemeinde zugewieſene Aufgabe nur die oben 
angedeutete polizeiliche Natur haben könne, gehe daraus hervor, daß 
das Sanitätsgeſetz in Abſicht auf die Umänderung der beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe bei Leichenkammern und Begräbnißplätzen, ferners 
über die bezügliche Concurrenz keinerlei Verfügungen enthalte und die 
diesfällige frühere Geſetzgebung nicht außer Wirkſamkeit ſetze. Die Ver⸗ 
treter dieſer Anſicht ſtützen ſich auf Particularentſcheidungen, ſo auf 
den vom Miniſterium für Cultus und Unterricht beſtätigten Ausſpruch 
einer Landesſtelle, die aus Anlaß des Streites wegen Beſtellung des 
Todtengräbers ſich des Ausſpruches bediente: Der Friedhof in * iſt 
unbeſtrittenes Eigenthum der Kirche, welche bisher die Grabſtellgebühren 
eingehoben hat. Friedhöfe gehören zu den geiſtlichen Sachen, ſie ſind 
innere kirchliche Angelegenheiten und es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß der zur Beerdigung von Leichen auf katholiſchen Friedhöfen noth⸗ 
wendige Todtengräber von der Kirchenvorſtehung zu beftellen ſei, der 
Gemeinde aber aus der ihr nach dem Gemeindegeſetze obliegenden Sorg⸗ 
falt für die Erhaltung des allgemeinen Geſundheitszuſtandes nur das 
Recht zur Ueberwachung der Befolgung der für Beerdigungen beſtehen⸗ 
den ſanitätspolizeilichen Vorſchriften erwachſen könne. Auch habe das 
Miniſterium für Cultus und Unterricht anläßlich einer Entſcheidung 
(vom 2. Jänner 1878, Z. 21.320) die Anſicht vertreten, daß durch 
den § 3 des Sanitätsgeſetzes den Gemeinden lediglich eine überwachende 
Thätigkeit, nicht aber die Verpflichtung zu einem Koſtenaufwande auf⸗ 
erlegt worden iſt. 

Man wird aber keiner dieſer auf die Spitze getriebenen Deductionen 
beipflichten können. 


Friedhöfe waren ſtets nach ihrer doppelten Natur zu beurtheilen 
und zu behandeln. 


Die in dem Aufſatze „Ueber die Natur der Concurrenz zu Fried⸗ 
hofbauten“ ) enthaltene Anſchauung war vollkommen begründet, wor⸗ 
nach ein Friedhof „nur entweder als Sanitäts⸗ oder als Cultusein⸗ 
richtung, am richtigften aber als Sanitäts⸗ und Cultuseinrichtung an⸗ 
geſehen werden müſſe und nach beiden Beziehungen unter den Geſetzen 
einer gleichmäßigen Concurrenz ſtehe“. Die durch das interconſeſſionelle 
Geſetz 5) rückſichtlich der Concurrenz Andersgläubiger zu Cultuszwecken 
begründete Ausnahme beruhe auf ganz anderen Geſichtspunkten. 


Die Friedhöfe waren einerſeits ſanitätspolizeiliche Einrichtungen 
vermöge ihres eminenten Einfluſſes auf den örtlichen Geſundheitszuſtand 
und als ſolche unterſtanden ſie den Organen der öffentlichen Verwal⸗ 
tung; andererſeits gehörten ſie zu den kirchlichen Sachen (res sacrae), 
waren von der Kirche geweihte Orte, die in dieſer Beziehung unter 
geiſtlicher Jurisdiction ſtanden 9). 


Seit dem Erſcheinen des Sanitätsgeſetzes muß man aber Commu⸗ 
nal⸗ und confeſſionelle Friedhöfe unterſcheiden “, bei welch' letzteren 
die ſanitäre Seite gleichfalls eine wichtige Rolle ſpielt. Daß das Sani⸗ 
tätsgeſetz an dem Beſtande der confeſſionellen Friedhöfe nicht rütteln 
wollte, geht zur Genüge aus den Motiven zur damaligen Regierungs⸗ 
vorlage und aus den Verhandlungen bei Berathung des Geſetzentwurfes 
im Abgeordnetenhauſe hervor. 


Schon der urſprüngliche Titel der Regierungsvorlage lautete: 
„Organiſation der Medic in al⸗Verwaltung“; der Schwerpunkt lag 
in der Schaffung und Gliederung der Sanitäts organe, die man auch 
hauptſächlich nur für die künftige Landesgeſetzgebung (8 5) im Auge 
hatte. Erſt das Abgeordnetenhaus wählte den Titel: „Organiſation 
des öffentlichen Sanitäts dienſtes“ als den weitern Begriff, ohne jedoch 
weſentliche Aenderungen am Inhalte der Regierungsvorlage vorzunehmen. 


Entgegnete doch auch der Miniſter des Innern bei der Vertre⸗ 
tung der Regierungsvorlage auf die erhobenen Bedenken wegen Ver⸗ 
letzung des religiöſen Gefühles, daß die politiſche Gemeinde nie eine 
Einwendung erheben könne, wenn die Cultusgemeinde einen tauglichen 
Begräbnißplatz wählt. Nur werde die Gemeinde dabei die Sanitäts⸗ 


Jäger, Zeitſchrift ſür Verwaltung 1870, S. 85. 

5) Artikel 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49. 

) Dr. Joſef Helfert, Handbuch des Kirchenrechtes, Prag 1849. 

) Man muß daher dermalen auch ein doppeltes Concurrenzrecht für Fried⸗ 
höfe annehmen, wovon ſpäter die Rede ſein wird. 
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polizei im Auge behalten müſſen. Man dachte alſo nicht im entfern⸗ 
teſten an die principielle Beſeitigung confeſſioneller Friedhöfe . 

Aber auch die Anſicht ſcheint nicht ſtichhältig, daß das Sanitäts⸗ 
geſetz ſich nur auf die Schaffung von Organen beſchränken wollte; 
heißt es doch in den Motiven, daß im Geſetzentwurfe die Aufgabe 
der Staatsverwaltung in Sanitätsangelegenheiten ſowohl an ſich als 
in ihrem Verhältniſſe zu dem ſelbſtändigen und übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinde näher beſtimmt werde und daß es nothwendig 
war, im 8 3 die nach den Gemeindeordnungen der Gemeinde zufallenden 
Agenden in ihrem Verhältniſſe zur Wirkſamkeit der Staatsverwaltung 
zu bezeichnen, da die Handhabung der Geſundheitspolizei zum ſelbſtän⸗ 
digen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehöre. 

Bei der Berathung im Abgeordnetenhauſe wurde auch ein Antrag 
auf Uebergang zur Tagesordnung mit den Bedenken wegen Beeinträch⸗ 
tigung der Rechte der Landesgeſetzgebung zu Gunſten der Reichsgeſetz⸗ 
gebung und wegen der Competenzverrückung zwiſchen autonomen und 
ſtaatlichen Verwaltungsorganen begründet und denſelben in einer Weiſe 
begegnet, welche die Abſicht einer Competenzbeſtimmung außer Zwei⸗ 
fel ſtellt. 

Daß bei Berathung des § 3, lit. d ſeine Tragweite nicht gehö⸗ 
rig erwogen wurde, daß er mangelhaft und unklüglich ſtyliſirt iſt, kann 
nicht geleugnet werden; es widerſpräche aber dem Wortlaute und dem 
Geiſte des Geſetzes, wollte man den Wirkungskreis der Gemeinde nur 
auf die Ueberwachung des Vorhandenſeins geeigneter Friedhöfe einſchrän⸗ 
ken; der Gemeinde kommt bei dem Vorhandenſein dieſer Geſetzesſtelle 
das Recht und in gewiſſen Fällen die Pflicht zu, Friedhöfe als Commu⸗ 
nalanſtalten zu errichten. Es hat auch der Verwaltungsgerichtshof eine 
Entſcheidung des Miniſteriums für Cultus und Unterricht als geſetzwi⸗ 
drig aufgehoben 9), „weil der Patron verpflichtet wurde, zur Erwei— 
terung eines Friedhofes mit der Beſtreitung von Koſten zur Bedeckung 
des Auſwandes für den benöthigten Grund zu concurriren, während 
es ſich in dieſem Falle nur um die Durchführung einer ſanitätspolizei⸗ 
lichen Maßregel, um die Errichtung einer Sanitätsanſtalt von Seite 
der Gemeinde handelte. Die ſtaatlichen Behörden wären im Sinne 
der heutigen Geſetzgebung weder ſoweit die Errichtung einer confeſ⸗ 
ſionellen Anſtalt, noch auch ſoweit die Bedeckung des hiefür benöthig- 
ten Aufwandes in Frage ſtünde, zu einem imperativen Einſchreiten 
berufen 19. 

An dieſem factiſchen und rechtlichen Sachverhalte ändere der 
Umſtand nichts, daß die Gemeindevertretung bei der von Amtswegen 
eingeleiteten Verhandlung über die Erweiterung des Friedhofes die 
Erklärung abgab, daß der neu anzulegende Theil des Friedhofes ebenſo 
ein confeſſioneller ſein ſolle, wie es factiſch der alte Friedhof geweſen 
war, und daß dieſelbe die Entſcheidung über die Beitragspflicht des 
Patrones begehrte. Denn einerſeits hat die Gemeindevertretung ſelbſt⸗ 
ſtändig die Erweiterung des Friedhofes nicht nur nicht begehrt, ſondern 
ſich ausdrücklich dagegen ausgeſprochen, andererſeits war dieſelbe zur 
Zeit der Verhandlung nicht einmal competent, die Errichtung einer 
confeſſionellen Anſtalt ins Werk zu ſetzen und darauf bezügliche Anträge 
zu ſtellen. 

Steht es nun feſt, daß die Erweiterung des Friedhofes eine 
ſanitätspolizeiliche Maßregel iſt, dann iſt es auch unzweifelhaft, daß die 
Aufbringung des zur Durchführung dieſer Maßregel erforderlichen Auf⸗ 
wandes nach den hiefür maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen zu 
erfolgen hat. 


) Von Intereſſe dürfte hier die Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes 
vom 2. Juli 1873, Z. 6528, fein: 

Aus der Eigenſchaft der Friedhöfe, als von der Kirche geweither Begräb⸗ 
nißſtätten, kann übrigens nicht gefolgert werden, daß dieſelben, und beziehungs⸗ 
weiſe die einzelnen Grundtheile, aus welchen fie beſtehen, außer allen Verkehr 
geſetzt und kein Gegenſtand einer vertragsmäßigen Vereinbarung ſeien. Wird ein 
zwiſchen den Parteien und der Friedhofsverwaltung wegen Erwerbung oder Be⸗ 
nützung einer Grabesſtelle bezügliches Uebereinkommen getroffen, ſo erwachſen 
hieraus Rechte und Verbindlichkeiten rein privatrechtlicher Natur, deren Beur⸗ 
theilung und Entſcheidung, unbeſchadet der Eigenſchaft des Vertragsobjectes und 
unbeſchadet des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes, dem ordentlichen Richter zukommt, 
indem es ſich hiebei keinesfalls um einen Act des religiöſen Eultus, ſondern 
lediglich um die Erfüllung eines wechſelſeitigen verbindlichen Privatübereinkommens 

andelt. 

0 ) Samitſch, Zeitſchrift für Verwaltungsrechtspflege 1878. S. 396. Bud⸗ 
Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes 1878, S. 270. s 
10) Art. XV St. G. G. vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, 
und § 57, Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50. 


winsky, 


Nach 8 3, lit. d des Geſetzes vom 30. April 1870 obliegt nun 
die Errichtung und Inſtandhaltung der Begräbnißplätze der Gemeinde. 
In Ermanglung beſonderer Vorſchriften über die Art und Weiſe der 
Bedeckung des hiefür benöthigten Aufwandes hatten, da es ſich um eine 
Ausgabe zu Gemeindezwecken (8 28, ad 5 der Gemeindeordnung für 
Böhmen vom 16. April 1864, L. G. Bl. Nr. 7, und $ 3, lit. d des 
Geſetzes vom 30. April 1870) handelt, die allgemeinen Anordnungen 
des V. Hauptſtückes der Gemeindeordnung Anwendung zu finden. Das 
k. k. Miniſterium vermeint zwar, daß durch den § 3 des Geſetzes vom 
30. April 1870 den Gemeinden lediglich eine überwachende Thätigkeit, 
nicht aber die Verpflichtung zu einem Koſtenaufwande auferlegt worden 
iſt und daß die Anordnungen des § 3 dermalen überhaupt nicht An⸗ 
wendung finden können, weil die im § 5 in Ausſicht genommenen Aus⸗ 
führungsgeſetze durch die Landesgeſetzgebung noch nicht erlaſſen wor⸗ 
den ſind. 

Allein der Wortlaut der eitirten Beſtimmungen des § 3, lit. d, 
und § 5, ſowie der Umſtand, daß die Wirkſamkeit des Reichsgeſetzes 
ddo. 30. April 1870 von der Erlaſſung beſonderer Landesgeſetze nicht 
abhängig gemacht wurde und daß es zur Ausführung der Anordnung 
des § 3, lt. d beſonderer Geſetze gar nicht bedarf, da die Beſtim⸗ 
mungen der Gemeindeordnung diesſalls vollkommen ausreichen und deren 
Anwendbarkeit im Hinblicke auf 8 28, ad 5 nicht zweifelhaft ſein kann, 
läßt die Anſchauung des k. k. Miniſteriums als eine irrige erkennen.“ 

Der Verwaltungsgerichtshof ſcheint alſo aus dem Sanitätsgeſetze 

folgern zu können, daß in dem Falle, als ein katholiſcher Friedhof aus 
Sanitätsrückſichten über Ausſpruch der Staatsverwaltung aufgelaſſen 
oder umgelegt werden muß und die katholiſche Glaubensgenoſſenſchaft 
nicht freiwillig die Koſten der Neuherſtellung beſtreitet, es Pflicht der 
Gemeinde ſei, einen communalen Friedhof zu errichten. Thatſächlich wird 
durch dieſe Auslegung einer großen Unbilligkeit der älteren Geſetzgebung 
begegnet. Dieſe, namentlich die Joſefiniſche, legte nämlich den katholi⸗ 
ſchen Glaubensgenoſſen die Pflicht auf, die Koſten für die Herſtellung 
katholiſcher Friedhöfe zu beſtreiten. Für die Angehörigen anderer Glau⸗ 
bensgenoſſenſchaften beſteht eine ſolche Verpflichtung nicht, wohl aber 
das Recht, einen eonfefjionellen Friedhof zu errichten. Ferner ſpricht das 
Geſetz n) den Angehörigen jeder Religionsgenoſſenſchaft, welche im 
Umkreiſe der Ortsgemeinde keinen eigenen Friedhof beſitzen, das Recht 
des Begräbniſſes auſ dem daſelbſt beſtehenden confeſſionellen Fried⸗ 
hofe zu. 
10 Gesetzt nun den Fall, in einer Großcommune find mehrere fatho- 
liſche Friedhöfe ſanitätswidrig und müſſen über Auftrag der Verwal⸗ 
tungsbehörde aufgelaſſen werden, ſo könnten nach der Anſchauung des 
Verwaltungsgerichtshoſes die katholiſchen Glaubensgenoſſen dermalen 
gegen ihren Willen nicht mehr zur Herſtellung eines neuen katholiſchen 
Friedhofes nach den alten Concurrenznormen verhalten werden 

Es würde dadurch die Unbilligkeit beſeitigt, daß lediglich die 
Katholiken zur Herſtellung von Friedhöfen auf eigene Koſten verpflichtet 
ſeien, während alle anderen Religionsgenoſſenſchaften zur Benützung eben 
dieſer auf Koſten der Katholiken hergeſtellten Friedhöfe berechtigt erſchienen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fälſchung einer ale , 8. Uebertretung des 

Der Faßbinder Franz K. hatte vertragsmäßig dem Brauer St. 
eine Anzahl Biertransportfäſſer zu 100 Litern zu liefern. Nach den 
beſtehenden Vorſchriften darf der effective Rauminhalt ſolcher in den 
Größenſtufen von 25, 50, 100 und 200 Litern herzuſtellender Fäſſer 
im ausgepichten Zuſtande um nicht mehr als 3 Percent im Mehr oder 
Weniger vom normalen Faſſungsraume abweichen. Dieſe Grenze war 
bei vier für St. beſtimmten Fäſſern, deren Faſſungsraum aichämtlich 
mit je 104 (und einigen Zehnteln) Liter ermittelt und bezeichnet worden 
iſt, nicht eingehalten. Um die vorſchriftswidrige Mehrhältigkeit unkenntlich 
zu machen, fälſchte Franz K. die aichämtliche Bezeichnung und wurde 
deshalb des Betruges nach § 199, lit. d St. G. B., angeklagt. Von 


1) Art. XII des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49. 
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dieſer Anklage iſt Franz K. mit Erkenntniß des Landesgerichtes zu 
Prag vom 20. December 1877, 3. 32.933, freigeſprochen worden. 
Das Erkenntniß beruht auf der Erwägung, daß die betreffenden Fäſſer, 
den beſtehenden Normen entgegen, nicht im ausgepichten, ſondern nur 
im angepichten Zuſtande zur Aichung gelangten; daß bei nachträglicher 
Auspichung derſelben der vom Aichamte angegebene Rauminhalt um 
etwa 4 Liter verringert, alſo dem Normalmaße gleichgebracht werden 
wird und daß ſonach dem Angeklagten eine betrügeriſche Abſicht nicht 
zugerechnet werden kann. Die Strafbeſtimmung des § 320, lit. f 
St. G. B., wurde für nicht anwendbar erachtet; dagegen beſchloß der 
Gerichtshof, zur allfälligen Amtshandlung wider Franz K., die Acten 
an die politiſche Behörde abzutreten. Gegen dieſes Erkenntniß hat die 
Staatsanwaltſchaft in der Richtung des Abſ. 9, lit. a des § 281 
St. P. O., das Rechtsmittel der Nichtigkeitſchwerde ergriffen, worüber 
die öffentliche Verhandlung des Caſſationshofes unter dem Vorſitze des 
Hofrathes Ritter v. Schubert am 10. Mai 1878 ſtattfand. Hiebei 
beantragte Generaladvocat Cramer, der Beſchwerde im Punkte der 
Verurtheilung wegen Uebertretung des § 320, lit. f St. G. B., ſtatt⸗ 
zugeben, und begründete dieſen Antrag im Weſentlichen mit nachſtehenden 
Ausführungen: 

„Was unter Urkunde (instrumentum) zu verſtehen fei, darüber 
hat ſich das Strafgeſetzbuch nicht ausgeſprochen. Es verweist auch nicht 
auf die allgemeine Gerichtsordnung, in welcher nur von brieflichen 
Urkunden die Rede iſt. Auf ſtrafrechtlichem Gebiete findet ſich alſo kein 
Gebot, den Begriff der Urkunde auf Schriftſtücke zu beſchränken. Aus 
welchem Materiale eine Urkunde beſteht und ob ſie einen beſtimmten 
Gedankeninhalt in Schriſtzeichen oder nur ſymboliſch zum Ausdrucke 
bringt, darauf kann es nach der Natur der Sache wohl kaum ankommen. 
In derlei Unterſcheidungen hat ſich denn auch der juriſtiſche Sprach⸗ 
gebrauch nicht eingelaſſen; ihm gilt als Urkunde jeder (lebloſe) Gegen⸗ 
ſtand, welcher auf einen rechtlich erheblichen Thatbeſtand, oder mindeſtens 
auf einzelne weſentliche Beſtandtheile desſelben ſchließen läßt und als 
Beglaubigungsmittel hieſür zu dienen, durch einen maßgebenden Willen 
beſtimmt worden iſt. Zeigt ſich dieſer Wille als die in geſetzlich vor⸗ 
geſchriebener Form erfolgte Emanation eines zuſtändigen Organes der 
Staatsgewalt (einer öffentlichen Behörde oder einer mit öffentlichem 
Glauben bekleideten Perſon), dann iſt eine öffentliche Urkunde vorhanden. 
Nach dieſen Erwägungen tritt bei Würdigung der für das Aichweſen 
gegebenen Geſetze und Verordnungen (Art XI und XII der Maß⸗ und 
Gewichtsordnung vom 23. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 16 vom Jahre 
1872, $ 1 des Geſetzes vom 31. März 1875, R. G. Bl. Nr. 43, 
und § 1 der Handels-Miniſterialverordnung vom 3. April 1875, 
R. G. Bl. Nr. 45 a. a. O.) außer Zweifel, daß die zur Beglaubigung 
von Maßen, Gewichten, Waagen und ſonſtigen Maßwerkzeugen borge- 
ſchriebene Bezeichnung und Stempelung, welche den als Staatsanſtalt 
erklärten Aichämtern obliegt, als öffentliche Beurkundung anzuſehen iſt. 
Wer dieſelbe ohne die im $ 197 St. G. B. vorausgeſetzte böſe Abſicht 
nachmacht oder verfälſcht, wird daher nach 8 320, lit. f St. G. B. 
behandelt werden müſſen. Zwar hat der $ 199, lit. d St. G. B., 
der Bezeichnung mit Stempel, Siegel oder Probe neben der öffentlichen 
Urkunde erwähnt. Daraus könnte gefolgert werden, daß es geſetzlich 
unſtatthaft ſei, dieſe Bezeichnung in den Urkundenbegriff aufzunehmen. 
Es genügt jedoch, ſich zu vergegenwärtigen, daß auch von einer öffentlichen 
Anſtalt eingeführte Bezeichnungen vorkommen, welchen die für das 
Weſen der Urkunde charakteriſtiſche Wirkung des Beglaubigens nicht 
ſchon urſprünglich innewohnt, ſondern erſt bei Eintritt gewiſſer Voraus⸗ 
ſetzungen zu eigen wird. Stempel⸗ und Briefmarken z. B. erlangen 
dieſe Eigenſchaft eigentlich erſt dann, wenn fie, ihrer Beſtimmung 
gemäß, auf den betreffenden Schriftſtücken wirklich verwendet werden; 
erſt von da an dienen ſie zum Nachweiſe erfüllter Stempel⸗ und Porto⸗ 
pflicht. Man dürfte ſonach kaum ſehlgehen, den Erklärungsgrund für die 
in Rede ſtehende Beſtimmung des § 199, lit. d St. G. B., darin zu 
ſuchen, daß das Geſetz, indem es der Bezeichnung mit Stempel, Siegel 
oder Probe an dieſer Stelle beſonders enwähnt, lediglich den vom 
Betrage des Schadens unabhängigen Eintritt der Criminalität auch auf 
Betrugsfälle ausgedehnt wiſſen wollte, in welchen, wie etwa bei der 
bloßen Veräußerung nachgemachter oder gefälſchter Stempel⸗ oder Brief⸗ 
marken, der Urkunden⸗Charakter dieſer Bezeichnung noch nicht anklebte. 
Nicht überall verbindet übrigens das Strafefetzbuch mit demſelben Aus⸗ 
drucke auch den gleichen Begriff. Sa wird z. B. des böſen Vorſatzes 
(58 1 St. G. B.) im Verlaufe der ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen in 
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ziemlich mannigfacher Weiſe gedacht und im 8197 St. G. B. „Abſicht“ 
einmal für „Vorſatz“ und dann wieder für „Beweggrund“ genommen. 
Selbſt für Denjenigen alſo, der aus § 199, lit. d St. G. B., eine 
Einſchränkung des Urkundenbegriffes herleitet, liegt drängender Anlaß 
nicht vor, dieſe Einſchränkung ſofort auch auf die lit k des § 320 
St. G. B. zu übertragen, wo ihr das Geſetz keine Stelle angewieſen 
hat. Es läßt ſich auch nicht abſehen, weshalb die nicht in betrügeriſcher 
Abſicht vorgenommene Nachmachung und Fälſchung, wenn ſie ein 
Schriftſtück zum Gegenſtande hat, geſtraft, ſobald ſie ſich aber auf eine 
Bezeichnung mit Stempel, Siegel oder Probe bezieht, ſtraflos belaſſen 
werden ſoll.“ 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Cafſationshof hat mit Entſchließung 
vom 10. Mai 1878, 3. 1228, den Franz K. der Uebertretung gegen 
öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen nach § 320, lit. k St. G. B., 
ſchuldig erkannt. — Grün de: 


Franz K. hat an vier für den Brauer in Petrovic angefertigten 


Biertransportfäſſern, deren Faſſungsraum bei der aichämtlichen Prüfung 
und Stempelung zu 104 und einigen Zehnteln Liter pro Stück ermit⸗ 
telt und bezeichnet worden war, durch Aufbrennen eines in ſeinem 
Privatbeſitze befindlichen Stempels die Zahl 4 in die Zahl 2 abgeän⸗ 
dert und ſomit die aichämtliche Bezeichnung von 104 ½¼ Liter iu 
102 Liter gefälſcht. Der Gerichtshof erſter Juſtanz hat den Franz K. 
von der wider ihn wegen des durch dieſe Handlungsweiſe angeblich 
begründeten Verbrechens des verſuchten Betruges im Sinne der SS 8, 
197 und 199, lit. d St. G. B., erhobenen Anklage gemäß $ 259, 3. 3 
St. P. O. freigeſprochen. Der erkenneude Gerichtshof hat nämlich die 
Anwendung des § 199, lit. d St. G. B., auf jene Handlungen des 
Angeklagten deshalb für ausgeſchloſſen erachtet, weil die demſelben von 
der k. k. Staatsanwaltſchaft mit der Anklage zur Laſt gelegte Abſicht, 
den Staat oder eine andere Perſon am Vermögen oder an Rechten zu 
ſchädigen, nach den Ausführungen des erſten Richters dem Angeklagten 
nicht zugerechnet werden kaun. Nach dieſen thatſächlichen Annahmen, 
welche dem Fälſchen der aichämtlichen Bezeichnung das Gepräge einer 
eigenmächtigen Berichtigung dieſer Bezeichnung verleihen, läßt ſich der 
Ausſchluß der betrügeriſchen Abſicht auf einen Rechtsirrthum des erken⸗ 
nenden Gerichtshofes nicht zurückführen, daher auch nach den 88 258 
und 288 St. P. O. nicht anfechten und mußte ſomit die dem ange— 
fochtenen Urtheile entgegengeſetzte und allein auf den Nichtigkeitsgrund 
des § 281, 3. 9a St. P. O., geſtützte Nichtigkeitsbeſchwerde der 
k. k. Staatsanwaltſchaft, inſoweit ſie gegen den Freiſpruch des Franz K. 
von der Anklage wegen des Verbrechens des verſuchten Betruges im 
Sinne der SS 8, 197 und 199 d St. G. B. gerichtet iſt, als unge⸗ 
gründet verworfen werden. Dagegen erſcheint aber dieſelbe Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde, iuſoſern damit die gänzliche Freiſprechung des Angeklagten 
von aller ſtrafrechtlichen Schuld angefochten und deſſen geſetzmäßige 
ſtrafgerichtliche Verurtheilung angeſtrebt wird, im Hinblicke auf die Be⸗ 
ſtimmung des § 262 St. P. O. allerdings im Geſetze begründet. Der 
Erkenntnißgerichtshof hat ſelbſt erachtet, daß jene Handlung des Ange— 
klagten nicht ſtraflos bleiben könne, und deshalb beſchloſſen, die Acten 
der competenten Behörde zur weiteren Strafamtshandlung wider Franz K. 
abzutreten. Dem ſteht jedoch entgegen, daß die einzigen in den Aich— 
vorſchriften, und zwar Art. VI und XV des Geſetzes vom 23. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1872, enthaltenen Strafbeſtimmungen auf 
den vorliegenden Fall ganz unauwendbar ſind. Wohl aber enthält jene 
Thathandlung des Angeklagten alle geſetzlichen Merkmale der im § 320, 
lit. f St. G. B., definirten Uebertretung gegen die öffentlichen An⸗ 
ſtalten und Vorkehrungen und mußte der Angeklagte dieſerwegen ſchul— 
dig und ſtraffällig nach S 288, Z. 3 St. P. O., ſofort erkannt wer⸗ 
den; denn es iſt gewiß, daß der Schutzbereich des Strafgeſetzes in 
Bezug auf Urkunden, nicht allein auf briefliche Urkunden im Sinne der 
Gerichtsordnung, ſondern auch auf Beurkundungen im weiteren Sinne, 
als: Bezeichnungen mit Siegel, Stempel, Probe, Grenzſtein, Kerb—⸗ 
holz u. dgl., ſofern dieſelben ihrem Zwecke der Beweisführung über 
eine rechtlich erhebliche Thatſache dienen, ſich erſtreckt, und wird ſomit 
in Uebereinſtimmung mit dem juriſtiſchen und nicht im Widerſpruche 
zum allgemeinen Sprachgebrauche als Urkunde im Sinne und Umſange 
des Strafgeſetzes jeder Gegenſtand zu betrachten fein, welcher beſtimmt 
iſt, als Beglaubigungsmittel für eine rechtlich erhebliche Thatſache zu 
dienen; öffentlich iſt aber eine ſolche Urkunde dann, wenn dieſelbe von 


einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihres Amtsbefugniſſes 
oder von einer mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſon innerhalb 
des ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form her⸗ 
geſtellt iſt. 

Wird nun erwogen, daß durch die Beſtimmungen des Art. XI, 
Al. 2, und Art. XII der Maß- und Gewichtsordnung vom 23. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 16 ex 1872, den § 1 des Geſetzes vom 
31. März 1875, R. G. Bl., Nr. 43, und den § 1 der Handels⸗ 
Miniſterialverordnung vom 3. April 1875, R. G. Bl. Nr. 45, die 
mit der Aichung und Stempelung der Maße, Gewichte und Apparate 


betrauten öffentlichen Aichämter als Staatsanſtalten erklärt werden und 


der in ihrer Amtshandlung gelegenen vorſchriftsmäßigen Prüfung und 
Abſtempelung jener Maße und Gewichte, Waagen und fonftigen Meß⸗ 
werkzeuge der Charakter und die Wirkung öffentlicher Beglaubigung bei: 
gelegt wird, ſo kann kein Zweifel mehr darüber beſtehen, daß die vom 
Angeklagten — und zwar, dem Vorausgeſchickten zufolge, ohne die böſe 
Abſicht des S 197 St. G. B. — bewirkte Fälſchung der durch Auf— 
drückung des Aichſtempels mit dem Reichsadler, der Zahl des Auſſichts⸗ 
organes, der Ordnungs- und Jahreszahl (8 77 der Aichordnung vom 
19. December 1872, S. 171, Handels Miniſterialverordnung vom 
8. Juli 1874, S. 110) vollzogeuen öffentlichen Beurkundung des bei 
der aichämtlichen Prüfung und Stempelung zu 104 ¼ Liter ermit⸗ 
telteu richtigen verkehrsmäßigen Faſſungsraumes alle geſetzlichen Merk— 
male der Uebertretung des § 320, lit. k St. G. B., in ſich ſchließt, 
und mußte ſomit der Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft in 
der Richtung der Verurtheilung des Franz K. nach § 320, lit. f 
St. G. B., in Gemäßheit der SS 262 und 288, 3.3 St. P. O., 
ſtattgegeben werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den bisherigen k. und k. Miniſterreſidenten und 
Generalconſul erſter Claſſe in Bueuos Ayres Max Hoffer Ritter v. Hoffen 
fels zum k. und k. Miniſterreſidenten bei den Höfen von China, Japan und 
Siam und zum Generalconſul in Shangaf, ſowie den Legationsrath erſter Kategorie 
Otto Mayer Freih. v. Gravenegg zum k. und k. Miniſterreſidenten bei den 
Regierungen von Argentina und Uruguay und zum Generalconſul erſter Elaſſe in 
Buenos Ayres ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef des k. k. oberſten Rechnungshofes 
Ignaz Ritter v. Kaiſer anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen 
Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Bergrathes 
bekleideten Salinenoberverwalter Fdch. Mialo vich in Kachka anläßlich deſſen 
Penſionirung das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Otto Meyer in Sydney zum 
unbeſoldeten Conſul dortſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des Honorarconſulates in Arequipa⸗ 
Islay in Peru H. H. Corſſen zum unbeſoldeten Conſul dortſelbſt ernaunt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Adolf v. Mo ſenthal in Port⸗ 
Elizabeth zum unbeſoldeten Conſul dortſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Georg Lawory, 
Carl Kirchner v. Neukirchen und Joſef Wolf zu Statthaltereiſecretären in 
Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Concipiſten der Wiener Polizeidirection 
Karl Zakoſtelſky, Dr. Jur. Franz Joſef Rupp, Wenzel Neumann und 
Sigmund Rathay zu Polizeicommiſſären daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzinfpector Friedrich Steinmetz und 
den Finanz-Obercommiſſär Joſef Ritter Kofler v. Felsheim, erſteren für Trop⸗ 
pau, letzteren für Oderberg zu Finanz⸗Oberinſpectoren, dann den Finanzwach⸗Ober⸗ 
commiſſär Ernſt Appel zum Finanzinſpector in Zuckmantel ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Seuerinſpector Joſef Blaßek zum Steuer⸗ 
Oberinſpector bei der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handesminiſter hat den Oberpoſtcommiſſär Joſef Wanka zum Poſt⸗ 
ſecretär in Prag ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Franz Wickhoff in 
Wien zum Cuſtos am k. k. öſterr. Muſeum für Kunſt und Induſtrie ernannt. 


— 


Erledigungen. 


Revidentenſtelle bei dem Rechnungsdepartement der mähr. Statthalterei 
in der neunten Rangsclaſſe, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell Rechnungsaſſiſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende April. 
(Amtsbl. Nr. 61) 


Hierzu als Beilage: Bogen 4 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
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